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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

2020 war anders, 2020 ist anders, bleibt es für die 

restlichen Tage. Auch 2021 wird anders beginnen als all 

die Jahre, die wir als die heute lebenden Generationen 

bisher miterlebt haben. 
 

Das zurückliegende Jahr war sehr schwer, eine 

permanente Herausforderung und für mich als 

Gesundheitspolitikerin und mein Team wesentlich 

arbeitsintensiver als die vorhergehenden Jahre im 

Parlament. Arbeiten hart an der Belastbarkeitsgrenze 

wurde beinahe zum Normalzustand, aber COVID-19 ließ 

uns keine andere Wahl. 
 

Als jetzt im Dezember die Situation eintrat, dass täglich 

400 bis 600 Menschen an oder mit der COVID-19-

Erkrankung starben und immer noch sterben, ließ uns 

COVID-19 erneut keine andere Wahl: Ein harter 

Lockdown war unvermeidbar. Immer mehr ältere 

Menschen erkranken mit einem hohen Risiko für einen 

schweren Krankheitsverlauf. Die Krankenhäuser, die 

Ärztinnen und Ärzte, die Pflege- und Betreuungskräfte 

und die Gesundheitsämter - denen wir alle übrigens mehr 

als bloßen Dank schulden - arbeiten längst am Limit. Als 

Medizinerin, als Gesundheitspolitikerin und als Bürgerin 

möchte ich daher nochmals betonen: Der harte Lockdown 

ist richtig! Uns bleibt vorerst kein anderer Ausweg als die 

Kontakte zu reduzieren. Das Virus kennt keine Ferien, 

kein Weihnachten und kein Silvester.  
 

Selbstverständlich, die Pandemiesituation belastet uns 

alle. Sei es durch Homeoffice und Lockdown, sei es durch 

den schmerzlich vermissten persönlichen Kontakt und die 

fehlende Nähe gerade zu Weihnachten. Hinzu kommen 

bei vielen Bürgerinnen und Bürgern finanzielle Sorgen 

und die Angst um den Arbeitsplatz. Umso wichtiger ist es, 

die eigene Belastungsgrenze ernst zu nehmen und sich 

zwischendurch gezielt Rückzugsräume und einen 

Ausgleich zu schaffen. Aber egal ob beim Wald-

spaziergang oder beim langen Telefonat, wir sollten 

unsere Sorgen und Ängste offen ansprechen und bei 

Bedarf professionelle Unterstützung suchen – auch und 

gerade in Zeiten des Lockdowns. 
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Wird dies nun ein Weihnachten ohne frohe Botschaft? 

Nein, denn eine der frohen Botschaften lautet: Wir werden 

innerhalb der nächsten Tage mit dem Impfen beginnen 

und so Schritt für Schritt gemeinsam die Epidemie 

überwinden und beenden können! Dank der hervor-

ragenden Arbeit unserer nationalen und internationalen 

Wissenschaft und Forschung, die uns in Rekordzeit 

hochwirksame und gut verträgliche Impfstoffe beschert 

hat, können wir also optimistischer ins kommende Jahr 

2021 blicken. Meinen persönlichen Dank sprach ich allen 

Beteiligten auch diese Woche in meinen Plenarreden aus. 
 

  
 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und Euch nun ein 

besinnliches Weihnachtsfest, einen ruhigen Jahres-

wechsel und für 2021 nur das Beste und Gesundheit. 
 

Ihre 
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ARBEIT 

„Wir räumen gründlich 
auf in der Fleisch-       
industrie“ 

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz ist be-
schlossen: Am 1. Januar tritt es in Kraft. 
Dann sind Werkverträge und Leiharbeit 
in der Branche verboten. 

Ab dem 1. Januar sind in der Fleischin-
dustrie Werkverträge und Leiharbeit ver-
boten, um die Beschäftigten besser zu 
schützen. „Wir beenden die organisierte 
Verantwortungslosigkeit, die sich über 
Werkverträge und Leiharbeit breitgemacht 
hat“, sagte Arbeitsminister Hubertus Heil in 
der Bundestagsdebatte zu dem Gesetz, 
das am Mittwoch beschlossen wurde. „Wir 
räumen gründlich auf in der Fleischindust-
rie.“ 

In den Schlachthöfen herrschten Arbeits-
verhältnisse, die auch vor der Pandemie 
schon ein Skandal gewesen seien. „Es 
geht darum, dass wir Schluss machen mit 
Gammelunterkünften. Wir sorgen für 
scharfe Kontrollen des Arbeitsschutzes. 
Wir beenden den Lohnbetrug in der 
Fleischindustrie. Weil es um die Men-
schenwürde der Beschäftigten geht“, so 
Heil. 

Die SPD-Fraktion habe sich von der 
Fleisch-Lobby nicht beirren lassen: „Wir 
haben Kurs gehalten“, sagte Katja Mast, 
stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Fraktion. „Gute Arbeitsbedingungen sind 
uns nicht Wurst“. Arbeit dürfe nicht krank 
machen, und die Unternehmen trügen da-
für die Verantwortung. Dieses Gesetz 
gebe es so nur, weil die SPD Teil dieser 
Bundesregierung sei. 

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz adres-
siere in einmaliger Art und Weise die Ver-
antwortung an die Inhaber der Fleischfab-
riken und sorge durch Kontrollen für die 
Einhaltung der Vorschriften. „Damit wird 
ein Geschäftsmodell beendet, das es viel 
zu lange gab. Ein Geschäftsmodell, das 

durch Corona nochmal seine übelsten Sei-
ten offenbart hat", so Mast. 

Werkverträge werden mit dem Gesetz im 
Kernbereich der Fleischindustrie genauso 
verboten, wie die Leiharbeit beim Schlach-
ten und Zerlegen. In der Fleischverarbei-
tung gilt auch ein grundsätzliches Verbot 
der Arbeitnehmerüberlassung. Nur per Ta-
rifvertrag können in engen Grenzen und 
auf drei Jahre befristet Vereinbarungen 
getroffen werden. „Das stärkt die Tarifbin-
dung in einer Branche mit wenigen Tarif-
verträgen und baut deshalb die Rechte der 
Arbeitnehmer aus. Wir grenzen das Hand-
werk klar ab. Wir stehen damit für den Wert 
der Arbeit“, erläutert die SPD-Fraktions-
vizin. 

Die eklatanten Mängel und Versäumnisse 
in der Fleischbranche wurden von mas-
senhaften Ausbrüchen in Schlachthöfen 
offengelegt. Beim Schutz der Gesundheit 
besteht dringender Handlungsbedarf – es 
geht hier um elementare Arbeitnehmer-
rechte. Das Gesetz soll mit einheitlichen 
Kontrollstandards und höheren Bußgel-
dern für verlässlichen Arbeitsschutz sor-
gen. Außerdem muss in außergewöhnli-
chen Notlagen die Handlungsfähigkeit si-
chergestellt werden. In der Fleischindust-
rie wird die elektronische und manipulati-
onssichere Aufzeichnung der Arbeitszeit 
zur Pflicht gemacht und der Einsatz von 
Fremdpersonal beim Schlachten und Zer-
legen verboten. Nicht zuletzt wird die Un-
terbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
verbessert. 

Die Regelungen im Detail:  

Arbeitsschutzaufsicht 
 
Die staatliche Arbeitsschutzaufsicht der 
Länder soll die Einhaltung des Arbeits-
schutzes durch Betriebsbesichtigungen si-
cherstellen – allerdings geschieht dies ak-
tuell nach Anzahl und Prüfgründlichkeit 
sehr unterschiedlich. Nun werden für alle 
Branchen bundesweit einheitliche Maß-
stäbe für die Prüfungen festgelegt: Die An-
zahl der zu besichtigenden Betriebe soll 
schrittweise deutlich erhöht werden, sie 
muss Jahr für Jahr gesteigert werden, bis 
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eine Mindestquote für Kontrollbesichtigun-
gen in den Betrieben erreicht ist. 

In Betrieben mit besonderem Gefähr-
dungspotenzial müssen Kontrollschwer-
punkte gesetzt werden. Ist die vorgege-
bene Prüfquote flächendeckend erreicht, 
soll unmittelbar geprüft werden, ob sie 
noch weiter angehoben und wie die staat-
liche Arbeitsschutzaufsicht noch weiter 
verbessert werden kann. Die Bundesregie-
rung wird bei der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin eine Bun-
desfachstelle „Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit“ einrichten, die sich um eine 
verbesserte Datenlage und mehr Transpa-
renz in Sachen Arbeitsschutzkontrollen 
kümmert. 

Und auch die Beschäftigten können sich 
darauf verlassen: Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit sind keine 
Glückssache. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales kann darum künftig in 
außergewöhnlichen Notlagen wie der ak-
tuellen Pandemie zeitlich befristet beson-
dere Arbeitsschutzanforderungen festle-
gen. 

Kein Arbeitszeitbetrug in der Fleischin-
dustrie 
 
Die Arbeitgeber müssen für den Schutz 
der Gesundheit ihrer Beschäftigten bei der 
Arbeit sorgen. Arbeitsschutz nicht ernst zu 
nehmen, ist kein Kavaliersdelikt. Wer als 
Arbeitgeber gegen Arbeitszeitregelungen 
verstößt, hat derzeit mit Bußgeldern von 
bis zu 15.000 Euro zu rechnen. Dieser 
Höchstbetrag wurde seit 1994 nicht verän-
dert. Aber Bußgelder müssen vorbeugend 
und leitend wirken. Darum wird der Buß-
geldrahmen aktualisiert und der Höchstbe-
trag auf 30.000 Euro verdoppelt. 

Das Überschreiten etwa von Höchstar-
beitszeiten ist keine Lappalie, es kann die 
Gesundheit gefährden. Gerade in der 
Fleischindustrie ist das aber leider keine 
Seltenheit. Auch Mindestlohnvorschriften 
werden in der Fleischindustrie häufig un-
terlaufen. Darum werden die Arbeitgeber 
dort zur manipulationssicheren elektroni-

schen Aufzeichnung der Arbeitszeit ver-
pflichtet. So kann die Einhaltung von Vor-
schriften effektiver kontrolliert werden und 
so stärken wir Arbeitnehmer*innenrechte. 
Diese Aufzeichnungen und weitere für 
eine Kontrolle des Arbeitszeitgesetzes 
nutzbaren Unterlagen sollen auch von den 
Arbeitsschutzbehörden der Länder einge-
sehen werden können. 

Verbot von Leiharbeit und Werkverträ-
gen 
 
Mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz wird 
das Arbeitsschutzprogramm für die 
Fleischwirtschaft umgesetzt, das die Bun-
desregierung am 20. Mai 2020 verabredet 
hat. Auch Arbeitgeber in der Fleischwirt-
schaft haben eine Fürsorgepflicht gegen-
über ihren Beschäftigten. Undurchsichtige 
Strukturen führen jedoch bisher häufig 
dazu, dass Verantwortlichkeiten verwischt 
werden: So wurden etwa bei einem großen 
industriellen Betrieb die Kontrollen erheb-
lich dadurch erschwert, dass die Arbeiter 
bei bis zu 30 unterschiedlichen Werkver-
tragsunternehmen angestellt waren. Sol-
che Konstruktionen werden künftig nicht 
mehr möglich sein. Beim „Kerngeschäft“ – 
dem Schlachten und der Zerlegung von 
Fleisch – dürfen künftig nur noch Arbeit-
nehmer*innen des eigenen Unternehmens 
eingesetzt werden. Werkverträge sind ab 
dem 1. Januar 2021 nicht mehr möglich 
und Leiharbeit ist ab dem 1. April 2021 in 
der Fleischwirtschaft verboten. Nur Be-
triebe mit weniger als 50 Beschäftigten 
sind davon ausgenommen. Eine auf drei 
Jahre befristete Ausnahmeregelung macht 
es auf Grundlage eines Tarifvertrags mög-
lich, Auftragsspitzen ausschließlich in der 
Fleisch-Verarbeitung (nicht beim Schlach-
ten und Zerlegen) durch Leiharbeitneh-
mer*innen aufzufangen – allerdings nur 
unter strengen Auflagen und Kontrolle: 

 Das entleihende Unternehmen muss tarif-
gebunden sein. 
 

 Für die Leiharbeitskräfte gelten vom ersten 
Tag an die gleichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich Lohn wie für die Stammbe-
legschaft, die Arbeitszeit muss ebenso 
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elektronisch und manipulationssicher do-
kumentiert werden. Zur Arbeitszeit zählen 
demnach auch dienstlich erforderliche 
Rüst-, Umkleide- sowie Waschzeiten. 
 

 Die Höchstüberlassungsdauer der Leihar-
beitskraft ist auf vier Monate begrenzt, vo-
rangegangene Einsätze beim entleihen-
den Unternehmen werden mitgezählt, 
wenn sie weniger als sechs Monate zu-
rückliegen. Auch durch einen Tarifvertrag 
kann von dieser Regelung nicht abgewi-
chen werden. 
Dabei darf der Einsatz der Leiharbeits-
kräfte höchstens acht Prozent des Arbeits-
zeitvolumens der Stammbelegschaft in der 
Verarbeitung ausmachen. So sollen ge-
fährliche und menschenunwürdige Zu-
stände beendet, Tarifpartnerschaft in der 
Fleischverarbeitung wiederbelebt und 
dadurch weiteren Verbesserungen bei den 
Arbeitsbedingungen der Weg geebnet 
werden. Zur besseren Kontrollierbarkeit 
müssen die Unternehmen die Behörden 
der Zollverwaltung über Beginn und Ende 
des Einsatzes von Leiharbeitskräften infor-
mieren. 

Damit sich ausländische Arbeitnehmer*in-
nen in ihrer Sprache über ihre Rechte und 
geltende Arbeitsschutzbedingungen infor-
mieren können, haben wir die Beratung 
„Faire Mobilität“ bereits im Rahmen der 
Umsetzung der geänderten EU-Ent-
senderichtlinie im Arbeitnehmer-Entsen-
degesetz verstetigt. 

Verbesserungen bei der Unterbringung 
 
Nicht nur in der Fleischindustrie bestehen 
Missstände bei der Unterbringung von 
ausländischen Arbeitskräften. Beschä-
mende Berichte zeigten zuletzt Behelfs-
Container-Unterkünfte oder Zimmer, in de-
nen ausländische Arbeitnehmer*innen zu-
sammengepfercht auf wenigen Quadrat-
metern zusammenleben müssen – und da-
für unverhältnismäßig viel bezahlen. 

Deshalb werden zur Verbesserung der 
Wohnsituation dieser Beschäftigten die 
bestehenden Bestimmungen für die Unter-
bringung durch den Arbeitgeber überarbei-
tet und in die Arbeitsstättenverordnung 

neue branchenübergreifende Mindestan-
forderungen für Gemeinschaftsunterkünfte 
aufgenommen, die auch dann gelten, 
wenn die Unterkünfte außerhalb des Be-
triebsgeländes liegen. Außerdem werden 
die in vielen Branchen üblichen Koppelun-
gen arbeitsvertraglicher Regelungen mit 
Vereinbarungen zur Unterbringung oder 
Vermittlung von Wohnungen durch den Ar-
beitgeber erfasst. 

Hierzu wird der Arbeitgeber verpflichtet, 
eine Dokumentation zu den von ihm oder 
in seinem Auftrag bereitgestellten Gemein-
schaftsunterkünften zu erstellen, in denen 
Angaben zur Lage, den untergebrachten 
Beschäftigten sowie der jeweiligen Dauer 
der Unterbringung anzugeben sind. Auch 
mit einer flankierenden Änderung des Bun-
desmeldegesetzes werden die Kontroll- 
und Vollzugsmöglichkeiten der zuständi-
gen Landesbehörden in diesem Bereich 
verbessert. 

 

UMWELT 

Die Energiewende wird 
zum Mitmachprojekt 

Die Einigung zur Novellierung des EEG 
mit der Union ist gelungen. Die SPD-
Fraktion hat wichtige Punkte aus ihrem 
Zukunftspakt für Erneuerbare Energien 
durchgesetzt. 

Deutschland steigt als einziges Land welt-
weit gleichzeitig aus der Atom- und Kohle-
Energieversorgung aus. Wir sind in einem 
neuen Zeitalter angekommen – dem der 
erneuerbaren Energien. Strom kommt 
nicht mehr aus dem Kraftwerk, sondern 
von Solarpanels auf den Dächern 
und Windrädern auf den Feldern und auf 
dem Meer. Nur so können wir die Voraus-
setzungen für die Einhaltung der Klima-
ziele und eine nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung gemeinsam schaffen. Damit 
das gelingt, muss das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz reformiert werden. 
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Das ist nun mit der Einigung zur Novellie-
rung des EEG mit der Union gelungen. 
Das Gesetz ist am Donnerstag beschlos-
sen worden. Dabei hat die SPD-Fraktion 
wichtige Punkte aus ihrem Zukunftspakt 
für Erneuerbare Energien durchgesetzt, 
für die sie seit Jahren gestritten hat.  

Die Energiewende wird zu einem Mitmach-
Projekt für alle gemacht. Dazu gehören die 
Erleichterung des Eigenverbrauchs, ange-
messene Anschlussregelungen für Altan-
lagen und ein verbindlicher Bund-Länder-
Kooperationsmechanismus. In der Novelle 
des EEG konnten folgende Punkte veran-
kert werden: 

• Die Kommunen und ihre Bürger*innen er-
halten breite Beteiligungsmöglichkei-
ten, indem sie von der Wertschöpfung Er-
neuerbarer Energien direkt profitieren kön-
nen. Gemeinden, die von der Errichtung 
einer Windenergieanlage im Umkreis von 
2,5 km betroffen sind, können zukünftig 
0,2 Cent pro Kilowattstunde für die einge-
speiste Strommenge erhalten. Zusätzlich 
wird die Gewerbesteuerzerlegung noch 
einmal angepasst, damit die Kommune, in 
der ein Windparkt steht, auch tatsächlich 
profitiert und nicht der Standort der Pro-
jektgesellschaft. 

• Mieterstrom wird entbürokratisiert und 
erleichtert. Mieterstrom-Modelle basieren 
auf dem Zusammenspiel zwischen Ver-
mieter*innen, Mieter*innen und Stroman-
bieter*innen. Der/die Vermieter*innen pro-
duziert Strom aus erneuerbaren Quellen 
und verkauft ihn direkt oder über einen 
Stromanbieter*innen an seine Mieter*in-
nen. Künftig können sich mehrere Parteien 
oder sogar ein ganzes Quartier eine Er-
neuerbaren Energien-Anlage unbürokra-
tisch teilen. So können auch Mieter*innen 
endlich von der Energiewende profitieren. 
Für die/den Vermieter*innen wurden Er-
leichterungen bei der Befreiung von der 
Gewerbesteuer verankert. Damit wird das 
Modell unbürokratischer und attraktiver 
gemacht. 

• Der Verbrauch von selbst produziertem 
Sonnenstrom wird günstiger gemacht. 
Dafür wurde die Leistung, ab der auf die-
sen Strom die Ökostrom-Umlage in vollem 
Umfang fällig wird, von 10 auf 30 Kilowatt 
Peak (Maß zur Messung der Leistung von 
Photovoltaikanlagen) höht. Diese Solaran-
lagen mit weniger als 30 Kilowatt Peak 
werden komplett von der EEG-Umlage be-
freit. 

• Es wird sichergestellt, dass Erneuer-
bare-Energien-Anlagen, die nach 20 Jah-
ren aus der Förderung fallen (Ü20-Anla-
gen), weiter betrieben werden können. Da-
für sind folgende Punkte wichtig: 

Windkraftanlagen, die älter als 20 Jahre 
sind und keine EEG-Vergütung mehr er-
halten, bekommen die Möglichkeit, über 
eine erhöhte Marktwertprämie, Ausschrei-
bungen oder Direktvermarktung (PPA-
Verträge) länger am Netz zu bleiben. 

Bei Ü20-Solaranlagen entfällt die Pflicht 
zur Installation teurer Messgeräte (Smart-
Meter). Zusätzlich werden für diese Anla-
gen die Möglichkeiten zum Eigenver-
brauch erleichtert. So lohnt es sich, am 
Netz zu bleiben. 

• Es wird ein verbindlicher Koordinie-
rungsmechanismus zwischen Bund und 
Ländern eingerichtet. Jedes Jahr berichten 
die Länder ihren Stand beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien. Das schafft 
Transparenz. So ist für jeden ersichtlich, 
ob wir auf dem Weg sind, unsere Ausbau-
ziele zu erreichen. 

• Wasserstoff, der aus Erneuerbaren 
Energien hergestellt wird, wird von der 
EEG-Umlage befreit. Das ist ein wichtiger 
Schritt für den Markthochlauf von grünem 
Wasserstoff. 

Die SPD-Fraktion will mehr erreichen 

Aber klar ist auch: Die SPD-Fraktion will 
mehr erreichen. Deshalb haben sich Sozi-
aldemokraten und Union neben dem Ge-
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setzentwurf auf einen Entschließungsan-
trag geeinigt, in dem sie weitere Maßnah-
men vereinbart haben, die im ersten Quar-
tal 2021 umgesetzt werden. 

Auch die Klimabeschlüsse des Europäi-
schen Rates vom 11. Dezember 2020 ma-
chen es erforderlich, den Ausbau der Er-
neuerbaren Energien noch deutlicher als 
bisher vorgesehen zu forcieren. Die 27 
Staats- und Regierungschefs der EU ha-
ben beschlossen, dass der Ausstoß von 
Treibhausgasen bis 2030 um mindestens 
55 Prozent unter den Wert von 1990 sin-
ken soll. Bisher galt ein Ziel von minus 40 
Prozent. Gegenwärtig laufen die Verhand-
lungen mit dem Europäischen Parlament, 
dass eine Minderung um 60 Prozent vor-
geschlagen hat. 

Anhebung der Ausbauziele 

Notwendig ist die Anhebung der Ausbau-
ziele für die Windenergie an Land sowie 
die Photovoltaik gegenüber der jetzigen 
EEG-Planung, ein verlässlicher Plan zur 
schrittweisen Reduzierung und langfristi-
gen Beendigung der Förderung von Er-
neuerbaren Energien im Stromsektor und 
die schrittweise Absenkung der EEG-
Umlage auf Null mittels eines alternativen, 
haushaltsneutralen Finanzierungsmodells. 

Damit der Ausbau auch wirklich passieren 
kann, soll das Planungs- und Genehmi-
gungsrecht insbesondere mit Blick auf das 
Repowering weiter reformiert werden. Zu-
dem ist klar, dass das ganze Finanzie-
rungs- und Fördersystem grundsätzlich re-
formiert werden muss. Das geht nicht über 
Nacht und nur mit sorgfältiger Beratung. 
Die SPD-Fraktion ist bereit, die Weichen 
neu zu stellen und mit Nachdruck dafür zu 
sorgen, dass die Punkte aus dem Ent-
schließungsantrag in den kommenden 
Wochen in Gesetze gegossen werden. 

 

 

 

ARBEIT II 

Die Home-Office-       
Pauschale kommt 

Das Jahressteuergesetz enthält viele 
Änderungen, die Bürger auch mit Blick 
auf die Corona-Krise entlasten. Wich-
tige Änderungen gibt es auch für Allein-
erziehende.  

Home-Office-Pauschale, mehr Entlastung 
für Alleinerziehende, weniger Steuer-
schlupflöcher: Mit dem Jahres-steuerge-
setz 2020, das in dieser Woche beschlos-
sen wurde, werden wichtige steuerliche 
Verbesserungen eingeführt. 

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:  

1. Steuerliche Erleichterungen in der 
Corona-Pandemie 

1.1. Einführung einer Homeoffice-Pau-
schale 

In der Corona-Pandemie arbeiten viele Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, aber 
auch viele Selbständige im Homeoffice. 
Oft fehlen dabei die Voraussetzungen für 
den Abzug der Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmern. Um auch die-
sen Erwerbstätigen einen Abzug ihrer be-
ruflich veranlassten Mehrkosten zu ermög-
lichen, wird eine Homeoffice-Pauschale 
eingeführt. 

Auch wer kein echtes Arbeitszimmer hat, 
kann nun einen pauschalen Betrag von 
fünf Euro für jeden Kalendertag als Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten gel-
tend machen, wenn ausschließlich in der 
häuslichen Wohnung gearbeitet wird. Ins-
gesamt ist der Abzug der Tagespauschale 
auf 120 Tage bzw. auf 600 Euro im Jahr 
beschränkt. 

Für die Tage im Homeoffice kann die Ent-
fernungspauschale für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte natürlich nicht 
geltend gemacht werden. 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

8 

Die Homeoffice-Pauschale wird, wie an-
dere Werbungskosten auch, mit dem Ar-
beitnehmerpauschbetrag verrechnet. Bei 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
wirkt sich die Homeoffice-Pauschale somit 
erst aus, wenn sie neben den anderen 
Werbungskosten den Werbungskosten-
pauschbetrag von 1.000 Euro pro Jahr 
übersteigt. Die Anrechnung auf den Arbeit-
nehmerpauschbetrag ist gerecht, denn 
sonst würden Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Homeoffice gegenüber 
denjenigen, die nicht zu Hause arbeiten 
können, etwa Handwerker, Kassiererin, 
Krankenhauspersonal oder Pflegekräfte, 
ungerechtfertigt bevorteilt. 

Die Pauschale ist auf die Jahre 2020 und 
2021 befristet. 

1.2. Verlängerung der Steuerfreiheit für 
Arbeitgeberzuschüsse zum Kurzarbei-
tergeld 

Mit dem Corona-Steuerhilfegesetz sind 
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzar-
beitergeld bis 80 Prozent des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem Soll-Ent-
gelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt 
worden. Diese Steuerbefreiung wurde bis 
Ende 2020 beschränkt. Sie wird nun bis 
Ende 2021 verlängert. 

1.3 Steuererleichterungen bei Corona-
Sonderzahlungen 

Aufgrund der Corona-Krise werden steuer-
freie Unterstützungen an Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer gezahlt. Diese Bei-
hilfen und sind in der Zeit vom 1. März bis 
31. Dezember 2020 bis zur Höhe von 
1.500 Euro steuerfrei. 

Da die Steuerbefreiung bis zum 31. De-
zember 2020 befristet ist, wäre eine im ers-
ten Halbjahr 2021 ausgezahlte Corona-
Sonderzahlung nicht mehr steuerfrei. 

Um die Steuerfreiheit auch von später aus-
gezahlten Corona-Sonderzahlungen zu 
erhalten, wird die Zahlungsfrist bis zum 30. 
Juni 2021 verlängert. 

2. Förderung ehrenamtlich Tätiger und 
ihrer Vereine 

Mit dem Jahressteuergesetz werden viele 
Entlastungen für ehrenamtlich Tätige und 
Vereinfachungen für gemeinnützige Ver-
eine umgesetzt: 

2.1. Erhöhung der Übungsleiterpau-
schale und der Ehrenamtspauschale 

Um die ehrenamtlich Engagierten zu ent-
lasten, werden der Übungsleiterpauschbe-
trag von 2.400 Euro auf 3.000 Euro und die 
Ehrenamtspauschale von 720 Euro auf 
840 Euro angehoben. Mit der Steuerbefrei-
ung ist auch eine entsprechende Befreiung 
von den Sozialversicherungsbeiträgen 
verbunden. 

2.2. Vereinfachungen für gemeinnüt-
zige Vereine 

Es werden eine ganze Reihe von Verein-
fachungen für gemeinnützige Vereine ein-
geführt. 

Die Freigrenze, bis zu der gemeinnützige 
Vereine Einnahmen aus einer wirtschaftli-
chen Tätigkeit steuerfrei erzielen können, 
wird von 35.000 Euro auf 45.000 Euro er-
höht. Das hilft den Vereinen bei der Mittel-
beschaffung für ihren gemeinnützigen 
Zweck. 

Die Grenze für eine vereinfachte Spenden-
bescheinigung wird von 200 Euro auf 300 
Euro angehoben. 

Die Pflicht zur „zeitnahen Mittelverwen-
dung“ für kleine gemeinnützige Vereine mit 
Einnahmen von weniger als 45.000 Euro 
wird abgeschafft. Das entlastet diese Ver-
eine von Bürokratie, da die Mittelverwen-
dungsrechnung künftig entfällt. 

2.3. Erweiterung des Spektrums der ge-
meinnützigen Zwecke 

Der Katalog der gemeinnützigen Zwecke 
in der Abgabenordnung wurde um wichtige 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

9 

Zielsetzungen erweitert. So werden künftig 
auch Vereine und Organisationen als ge-
meinnützig anerkannt, die sich für die fol-
genden Zielsetzungen engagieren: 

 Klimaschutz; 
 Hilfe für Menschen, die auf Grund 

ihrer geschlechtlichen Identität o-
der ihrer geschlechtlichen Orientie-
rung diskriminiert werden; 

 Förderung der lokalen Kommuni-
kation, der technischen Bildung so-
wie des Aufbaus und Betriebs ei-
nes lokalen freien Funknetzes 
(Freifunk). 

2.4. Klarstellung zur politischen Tätig-
keit gemeinnütziger Organisationen 

Die politische Tätigkeit gemeinnütziger 
Vereine leistet einen wichtigen Beitrag für 
ein lebendiges demokratisches Zusam-
menleben. 

In den Beratungen über das Jahressteuer-
gesetz wollte die SPD-Fraktion deshalb für 
die politische Betätigung von gemeinnützi-
gen Vereinen klare Regeln vereinbaren. 
Zwar wurden einige Verbesserungen er-
reicht, etwa dass künftig auch der Klima-
schutz als gemeinnütziger Zweck aner-
kannt wird. Der gewünschte größere Wurf 
für mehr Rechtssicherheit politisch tätiger 
gemeinnütziger Vereine – Sportvereine, 
Kulturvereine, Sozialvereine – war aller-
dings mit der Union unter keinen Umstän-
den konsensfähig. Damit bleibt diese Auf-
gabe auf der Tagesordnung. 

3. Weitere Änderungen 

3.1. Dauerhafte Erhöhung des Entlas-
tungsbetrags für Alleinerziehende 

In vielen Lebenslagen haben es Alleiner-
ziehende besonders schwer. Schon durch 
das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz 
wurde der Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende von 1.908 Euro auf 4.008 Euro 
erhöht – aber befristet bis 2021.  Mit dem 
Jahressteuergesetz gilt der höhere Entlas-
tungsbetrag nun dauerhaft. 

3.2. Schließung des Steuerschlupflo-
ches bei den Einkünften aus Kapitalver-
mögen 

Anleger nutzen die bisher bestehende 
Möglichkeit, sonstige Kapitalforderungen 
(insbesondere Zertifikate) ohne Gewinnre-
alisation in andere Wertpapiere umzuwan-
deln. Sie konnten auf diese Weise bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen einer-
seits voll steuerlich abzugsfähige Verluste 
und andererseits steuerfreie Gewinne in 
ähnlicher Höhe erzeugen. Dieser Miss-
brauch wird nun durch die Streichung der 
Umtauschmöglichkeit bei sonstigen Kapi-
talforderungen beendet. 

3.3. Verlängerung der Verfolgungsver-
jährung bei schwerer Steuerhinterzie-
hung 

Die Verfolgungsverjährung in Fällen 
schwerer Steuerhinterziehung wird von 
zehn auf 15 Jahre verlängert. 

3.4 Rückwirkende Einziehung bereits 
heute verjährter Steueransprüche 

Außerdem wird die strafrechtliche Mög-
lichkeit zu einer rückwirkenden Einziehung 
von bereits vor dem 1. Juli 2020 verjährter 
Steueransprüche eingeführt. Eine rückwir-
kende Regelung ist nur unter ganz beson-
deren Umständen, etwa einer erheblichen 
Schädigung des Gemeinwesens, verfas-
sungsrechtlich zulässig. Die rückwirkende 
Einziehung von bereits vor dem 1. Juli 
2020 verjährten Steueransprüchen muss 
deshalb auf Fälle der besonders schweren 
Steuerhinterziehung “in großem Ausmaß“ 
beschränkt werden. Dies sind Fälle mit ei-
nem Steuerschaden von mehr als 50.000 
Euro. 

Damit wird sichergestellt, dass Steuerhin-
terzieher, etwa Beteiligte an Cum-Ex-Ge-
schäften, auch dann nicht davonkommen, 
wenn ihre Taten erst nach längerer Zeit 
aufgedeckt werden. 

 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

10 

FINANZEN 

Dispozinsen gesetzlich 
begrenzen 

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist 
klar: Dispokredite dürfen nicht zur 
Schuldenfalle werden. In einem Positi-
onspapier beschreibt sie, wie die Zin-
sen gesetzlich begrenzt werden sollten. 

In ihrem Positionspapier „Dispozinsen ge-

setzlich begrenzen“ wendet sich die SPD-

Bundestagsfraktion gegen hohe Zinsen 

bei Kontoüberziehungen. Verbraucherin-

nen und Verbraucher müssten für Konto-

überziehungen mit durchschnittlich knapp 

zehn Prozent pro Jahr unverhältnismäßig 

hohe Zinsen zahlen, kritisieren die SPD-

Abgeordneten. Bei konstant niedrigen Re-

finanzierungskosten sei das für Banken 

ein lukratives Geschäftsmodell – für viele 

Verbraucherinnen und Verbraucher je-

doch eine enorme Kostenbelastung. 

„Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: 

Dispokredite dürfen nicht zur Schulden-

falle werden. Wir setzen uns deshalb dafür 

ein, dass Dispozinsen gesetzlich begrenzt 

werden. Wir wollen, dass der Zinssatz für 

vereinbarte Kontoüberziehungen maximal 

sechs Prozentpunkte über dem Bezugs-

zinssatz liegen darf. Bezugszinssatz sollte 

dabei der Basiszinssatz oder auch der 

niedrigste Zinssatz für Ratenfinanzierun-

gen sein“, heißt es in dem Papier, das in 

dieser Woche beschlossen wurde. Für 

darüberhinausgehende geduldete Konto-

überziehungen sollten Banken keine Zu-

satzzinsen mehr verlangen dürfen. Zudem 

müsse sichergestellt werden, dass Ver-

braucherinnen und Verbraucher möglichst 

lückenlos über Kosten und Alternativen 

aufgeklärt werden. 

Gerade in der Corona-Pandemie müssten 

immer mehr Menschen auf einen Disposi-

tionskredit zurückgreifen. Die hohen Kos-

ten der Kontoüberziehung seien für Kun-

dinnen und Kunden auf den ersten Blick 

häufig kaum einzuschätzen. Obwohl in vie-

len Fällen günstigere Finanzierungsmög-

lichkeiten beispielsweise durch Ratenkre-

dite bestünden, wiesen Banken auf Alter-

nativen meist erst zu spät hin. „Wir setzen 

uns dafür ein, dass Banken schon nach 

dreimonatiger Kontoüberziehung auf 

günstigere Alternativen hinweisen müs-

sen. Zudem sollen Kreditinstitute künftig 

schon bei Einräumung der Kontoüberzie-

hung übersichtlich darstellen, welchen Ein-

fluss die Höhe und die Dauer der Inan-

spruchnahme auf die Zinskosten haben“, 

steht in dem Positionspapier. 

Darüber hinaus solle geprüft werden, wel-

che Auswirkungen das erste nach dem 

Zahlungskontengesetz zertifizierte Ver-

gleichsportal auf die Höhe der Dispozinsen 

hat. Auf dieser Grundlage solle überprüft 

werden, ob noch weitergehende Maßnah-

men zur Steigerung der Preistransparenz 

ergriffen werden müssen. 

 

Eine zweite Chance für 

Schuldner*innen  

Das Gesetz zur weiteren Verkürzung 

des Restschuldbefreiungsverfahrens 

unterstützt insbesondere jene, die we-

gen der Corona-Pandemie Insolvenz 

anmelden mussten. 

Jede*r Schuldner*in soll eine zweite 

Chance erhalten und nach einer finanziel-

len Notlage schnell wieder auf die Beine 

kommen. Mit dem Gesetz zur weiteren 

Verkürzung des Restschuldbefreiungsver-

fahrens, das in dieser Woche beschlossen 

wurde, wird die Dauer des Verfahrens von 

sechs auf drei Jahre verkürzt – sowohl für 

Unternehmen als auch für Verbraucher*in-

nen. Für diese Gleichbehandlung hat sich 

die SPD-Bundestagsfraktion besonders 

eingesetzt. Die Verkürzung gilt dabei rück-

wirkend für alle Insolvenzverfahren, die 
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nach dem 1. Oktober 2020 beantragt wer-

den. Für den Zeitraum ab 17.12.2019 gel-

ten abgestufte verkürzte Fristen.  

Damit werden unter anderem auch diejeni-

gen Schuldner*innen unterstützt, die es 

wegen der Corona-Pandemie besonders 

schwer haben und die ein Insolvenzverfah-

ren eröffnen müssen. Das kürzere Verfah-

ren soll aber nicht dazu führen, dass im 

Falle einer zweiten Insolvenz eine zweite 

Restschuldbefreiung schneller erteilt wird. 

Deshalb unterliegt die erneute Erteilung ei-

ner Sperrfrist von elf Jahren und dauert 

insgesamt fünf Jahre.  

Ebenso werden im Rahmen des Gesetzes 

die während der Pandemie begrenzten Ak-

tionärsrechte bei Haupt- und Mitgliederver-

sammlungen wieder gestärkt und Rechts-

sicherheit für Vereine geschaffen.  

Und auch die Risikoverteilung in Gewerbe-

mietverhältnissen während der Pandemie 

wird klargestellt. Es wird vermutet, dass 

die staatlich angeordneten Schließungen 

zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

eine schwerwiegende Veränderung der 

Geschäftsgrundlage darstellen, so dass 

Mieter*innen einen Anspruch auf eine An-

passung des Vertrages haben. Entschei-

dend bleiben aber weiterhin die Umstände 

des Einzelfalls. Fälle, bei denen eine ge-

richtliche Entscheidung erforderlich ist, 

werden im Verfahren beschleunigt, damit 

schneller Rechtssicherheit erreicht werden 

kann. 
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